
Aktenzeichen: 5 AZR 30/84
Bundesarbeitsgericht 5. Senat Urteil vom 22. Mai 1985

- 5 AZR 30/84 -
I. Arbeitsgericht 

Berlin
Urteil vom 19. April 1983 
- 10 Ca 242/82 -

II. Landesarbeitsgericht 
Berlin

Urteil vom 14. November 1983 
- 9 Sa 81/83 -

Für. die Amtliche Sammlung: Ja
Für die Fachpresse: 
Für das Bundesarchiv:

Ja
Ja

Entscheidungsstichwort:
Betriebsübergang aufgrund Funktionsnachfolge ?

Gesetz: BGB § 613 a

Leitsätze:
1. Der rechtsgeschäftliche Übergang eines Betriebes oder 

Betriebsteils im Sinne von § 613 a Abs. 1 Satz 1 BGB 
erfordert bei Produktionsbetrieben den Übergang der 
wesentlichen sächlichen und immateriellen Betriebsmit­
tel .

2. Wird allein die von einem Betrieb geplante, aber nicht 
verwirklichte Produktion aufgenommen, so reicht das für 
die Annahme eines Betriebsübergangs auch dann nicht aus, 
wenn eine für die neue Produktion geschulte Belegschaft 
Übertritt.

3. Der Übergang der Arbeitsverhältnisse nach § 613 a Abs. 1 
Satz 1 BGB ist Rechtsfolge eines Betriebsübergangs. Die 
übernähme einer Belegschaft kann für sich nicht ein 
Rechtsgeschäft im Sinne von § 613 a Abs. 1 Satz 1 BGB 
sein.
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5 AZR 30/84 
9 Sa 81/83 Berlin
Verkündet am 
22. Mai 1985 Im Namen des Volkes!
Clobes,
Reg.-Sekretär 
als Urkündsbeamter

Urteil
der Geschäftsstelle In Sachen

PP-

hat der Fünfte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 22. Mai 1985 durch den Vorsitzenden 
Richter Dr. Thomas, die Richterin,Michels-Holl und den Richter
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Schneider sowie die ehrenamtlichen Richter Dr. Florack und 
Arntzen für Recht erkannt:

1. Die Revision der Klägerin gegen das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Berlin vom
14. November 1983 - 9 Sa 81/83 - wird in­
soweit zurückgewiesen, wie die Klägerin 
festgestellt haben will, daß zwischen ihr 
und der Beklagten zu 2) ein Arbeitsverhält­
nis besteht (Klageantrag zu 2).

2. Die Klägerin hat die Kosten der Revision zu 
tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d  :

Die Parteien streiten, ob die Beklagte zu 2) den Betrieb der 
AEG-Telefunken GmbH Berlin, Sch straße, übernommen hat und in
das Arbeitsverhältnis der Klägerin mit der AEG-Telefunken GmbH 
gemäß § 613 a BGB eingetreten ist.

Die Klägerin war ab 13* August 1973 als Montiererin in dem 
Werk Berlin-Sch straße der AEG-Telefunken GmbH, der Beklagten
zu 1), beschäftigt. In diesem Werk wurden ausschließlich Rund­
funkgeräte, Verstärker und Kassettenrecorder produziert. Die 
Klägerin verdiente zuletzt monatlich 1.700,—  DM brutto. Am 
28. Februar 19-8*1 wurden in dem Betrieb 1263 Arbeitnehmer (1173 
Lohnempfänger und 90 Angestellte) beschäftigt.
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Im Jahre 1981 führte die Beklagte zu 1) wegen Unrentabilität 
ihrer Produktion und des dadurch bedingten Verlustes ihrer Kon­
kurrenzfähigkeit gegenüber entsprechenden Importwaren ihre Fer­
tigung stufenweise zurück und verringerte ihren Personalbestand 
im Wege von Massenentlassungen.

Durch Gesellschaftsvertrag vom 7. Juli 1981 war die Be­
klagte zu 2) mit Namen Telefunken-Video-GmbH als 100 5&ige Toch­
tergesellschaft der AEG-Telefunken GmbH gegründet worden. Zu ih­
rem Geschäftsführer wurde der Betriebsleiter des Werkes 
Sch straße bestellt. Sitz der neuen Gesellschaft war Berlin.
Als Gegenstand des Unternehmens wurden die Entwicklung, Herstel­
lung und der Vertrieb von Erzeugnissen auf dem Gebiet der Unter­
haltungselektronik nebst Zubehör bezeichnet. Durch Gesellschaf­
terbeschluß vom 4. Februar 1982 und gleichzeitiger Änderung der 
Geschäftsanteile durch den Eintritt ausländischer Gesellschafter 
wurde das Stammkapital der Gesellschaft aufgestockt. Durch einen 
weiteren Beschluß der Gesellschafter vom 9. Juli 1982 wurde das 
Stammkapital erneut’ aufgestockt, die Firma in J 2 T Video GmbH 
geändert und als Unternehmensgegenstand nunmehr bezeichnet:

"c) Das Betreiben jeglicher Art von Geschäften von 
Herstellern, Ingenieuren, Importeuren, Expor­
teuren, Verarbeitern, Einbauern, Designern, 
Entwicklern, Verleihern und Großhändlern von 
Videocassettenrecorders, Videoplattenspielern, 
Videocameras und Audiogeräten einschließlich 
Teilen hiervon zu kommerziellen, experimentel­
len oder allen anderen Zwecken."

Gesellschafter der Beklagten zu 2) sind nunmehr die japani­
sche Firma J , die britische Firma T und die Beklagte zu 1)
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je zu einem Drittel. Die Beklagte zu 2) stellt in Berlin, M 
, Videorecorder nach japanischen Lizenzen und 

know-how-Verträgen her. Ihr Betrieb ist mit völlig neuen Ferti­
gungseinrichtungen japanischer Herkunft ausgestattet. Sie erhält 
sämtliche Arbeitsunterlagen, wie Arbeitspläne, Stückzahlen, Ma­
terialzusammensetzung und, bis auf eine Ausnahme, sämtliche vor­
gefertigten Teile aus Japan angeliefert.

In einer Betriebsversammlung vom 30. Juni 1981 hatte die 
AEG-Telefunken GmbH ihren Mitarbeitern im Werk Sch Straße
bereits mitgeteilt, daß die Tongerätefertigung im Laufe des 
nächsten Jahres eingestellt werde. Insgesamt 426 Arbeitnehmer der 
Beklagten zu 1) wurden von der Beklagten zu 2) mit der fort­
schreitenden Produktionsaufnahme im Laufe des Jahres 1982 einge­
stellt. Die Klägerin gehörte nicht dazu.

' Das Werk Sch Straße der AEG-Telefunken GmbH wurde mit 
Zustimmung des Betriebsrats zum 30. September 1982 stillgelegt. 
Mit Schreiben vom 26. April 1982, der Klägerin ausgehändigt am 
14. Mai 1982, kündigte die Beklagte zu 1) den Arbeitsvertrag der 
Klägerin fristgerecht zum 30. Juni 1982 wegen der bevorstehenden 
Betriebsstillegung. Der Betriebsrat hatte der Kündigung nicht 
widersprochen. Nach einem Sozialplan vom 20. März 1980 steht der 
Klägerin eine Abfindung in Höhe von 2.830,-- DM zu. Mit der bei 
dem Arbeitsgericht Berlin am 29. Mai 1982 eingegangenen Klage 
hat die Klägerin die von der Beklagten zu 1) ausgesprochene or­
dentliche Kündigung angegriffen und geltend gemacht, ihre Ent­
lassung sei weder aus personen- noch aus betriebsbedingten Grün-
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den sozial gerechtfertigt.

Mit am 26. Oktober 1982 zugestelltem Schriftsatz vom 
21. Oktober 1982 hat die Klägerin auch gegen die Beklagte zu 2) 
Klage erhoben. Sie hat die Auffassung vertreten, der Betrieb der 
Beklagten zu 1) sei auf die Beklagte zu 2) durch ein Rechtsge­
schäft übergegangen; diese sei deshalb nach § 613 a Abs. 1 Satz 1 
BGB in die Rechte und Pflichten aus dem mit der AEG-Telefunken 
GmbH bestehenden Arbeitsverhältnis eingetreten. Der Betriebs­
übergang sei darin zu sehen, daß die Beklagte zu 2) die vorher 
durch Massenentlassungen reduzierte Belegschaft der Beklagten zu 
1) übernommen und deren Produktionen weitergefUhrt habe. Die Än­
derung der Produktion von Tongeräten zu Videorecordern sei be­
reits von der Beklagten zu 1) spätestens im März 1981 beschlossen 
und die Zahl ihrer Arbeitnehmer im Jahre 1981 planmäßig auf den 
für die Videoproduktion benötigten Umfang zurückgeführt worden. 
Die Restbelegschaft sei auch von der Beklagten zu 1) für die be­
absichtigte Videoproduktion geschult worden. Die Übernahme dieser 
eingearbeiteten und auf die neue Produktion vorbereiteten Beleg­
schaft stelle daher einen Funktionszusammenhang und einen wirt­
schaftlichen Eigenwert für die Beklagte zu 2) dar, was für die 
Annahme eines Betriebsüberganges ausreiche. Darüber hinaus sei 
die neue Betriebsstätte der Beklagten zu 2) im M 
von der Beklagten zu 1) durch Rechtsgeschäft zur Verfügung ge­
stellt worden. Sämtliche Veränderungen, die für die neue Produk­
tion von Videorecordern erforderlich gewesen seien, habe diese 
geplant und durchgeführt. Die Beklagte zu 2) habe von der Be­
klagten zu 1) auch Maschinen für den Werkstattbereich und die
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gesamte Büroausstattung übernommen. Ferner sei sie in deren Lie 
ferverträge eingetreten. Die gesamte Planungs- und Leitungs­
struktur der Beklagten zu 2) sei mit der des stillgelegten Be­
triebes der Beklagten zu 1) in der Sch straße identisch.

Die Klägerin hat in der Berufungsinstanz zuletzt beantragt, 
unter Abänderung des erstinstanzlichen Urteils

1. festzustellen,
a) daß ihr Arbeitsverhältnis durch die Kündigung 

der Beklagten zu 1) vom 26. April 1982 nicht 
aufgelöst worden ist;

b) daß zwischen ihr und der Beklagten zu 2) ab 
1. Juli 1982 ein Arbeitsverhältnis zu den Be­
dingungen, wie sie bis zum 30. Juni 1982 zwi­
schen ihr und der Beklagten zu 1) vereinbart 
waren, besteht;

2. die Beklagte zu 2) zu verurteilen, sie bis zum 
rechtskräftigen Abschluß des vorliegenden 
Rechtsstreites weiterzubeschäftigen;

3. hilfsweise
die Beklagte zu 1) zu verurteilen, ihr - der 
Klägerin - kraft der von der Beklagten zu 2) 
erteilten Vollmacht die Weiterbeschäftigung 
bei der Beklagten zu 2) anzubieten;»

4. hilfsweise
die Beklagten zu 1) und 2) als Gesamtschuldner 
zu verurteilen, an sie eine Abfindung gemäß 
§ 113 BetrVG zu zahlen, deren Höhe in das Er­
messen des Gerichts gestellt wird, die aber 
unter Einschluß der ihr bereits gezahlten Ab­
findung nach dem Sozialplan mindestens 7.650,—  DM 
betragen soll.

5. Ferner beantragt die Klägerin hilfsweise,
die Beklagte zu 1) zu verurteilen, ihr das 
Formschreiben vom 16. Oktober 1981 bezüglich 
der Weiterbeschäftigung bei der Beklagten zu 2) 
auszuhändigen.

Die Beklagten haben beantragt, die Klage abzuweisen. Die

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-7-

Beklagte zu 2) hat die Auffassung vertreten, sie habe nicht den 
Betrieb der Beklagten zu 1) übernommen. Während diese allein Ton- 
und Fernsehgeräte entwickelt und produziert habe, fertige die 
Beklagte zu 2) ausschließlich Videorecorder, und zwar ohne eigene 
Entwicklung nach japanischen Lizenzen. Lediglich in einer kleinen 
Instandhaltungswerkstatt befänden sich etwa fünf gebrauchte, be­
deutungslose Maschinen, die aus dem Bestand der Beklagten zu 1) 
gekauft worden seien. Darüber hinaus habe sie lediglich einige 
Schreibtische und Stühle von der Beklagten zu 1) übernommen. Sie 
habe auch nicht in die Lieferverträge der Beklagten zu 1) ein- 
treten können, da sie ein ganz anderes Produkt herstelle.

Ebensowenig habe sie die betriebliche Organisation der AEG- 
Telefunken GmbH übernommen. Die technische Entwicklung, die Pla- 
riungs- und Vorarbeiten für die Videorecorder seien allein in 
Japan erfolgt, die Beklagte zu 1) trage hierfür keinerlei Ver­
antwortung. Diese habe am 30. September 1982 noch insgesamt 690 
Arbeitnehmer beschäftigt. Von diesen seien 426 Arbeitnehmer von 
ihr, der J 2 T Video GmbH eingestellt worden. Es sei unzutref­
fend, daß die Beklagte zu 1) die verringerte Belegschaft für eine 
Videoproduktion geschult oder für Schulungskurse freigestellt 
habe. Lediglich 25 Arbeitnehmer hätten in der Zeit vom 4. De­
zember 1981 bis 26. Januar 1982 an einer Schulung im Gesamtum- 
fang von 36 Stunden teilgenommen, die von zuvor in Japan ausge­
bildeten Instrukteuren durchgeführt worden sei. Ebensowenig ent­
spreche sich die Leitungsstruktur der beiden Firmen. Auch sei ihr 
Betriebsgelände nicht von der Beklagten zu 1), sondern von der M

GmbH & Co. Immobilien Betriebs-KG zur

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 8-

Verfügung gestellt worden.

Es treffe auch nicht zu, daß die Beklagte zu 1) bereits im 
März 1981 eine Änderung ihres Fertigungsprogramms beschlossen 
habe. In einem Schreiben vom 27. März 1981 an den Präsidenten 
des Landesarbeitsamtes sei allenfalls von Absichten und Überle­
gungen ausgegangen worden. Zum damaligen Zeitpunkt sei es jedoch 
noch völlig ungewiß gewesen, ob überhaupt und gegebenenfalls in 
welchem Umfang eine Produktion von Videorecordern in dem Betrieb 
Sch straße -aufgenommen werde.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Das Landesar­
beitsgericht hat die Berufung der Klägerin zurückgewiesen. Mit 
der Revision verfolgt die Klägerin, ihren Klageantrag weiter. Die 
Beklagte1beantragt, die Revision zurückzuweisen. Der Senat hat 
durch Beschluß vom 22. Mai 1985 das Verfahren insoweit abge­
trennt, wie die Klägerin Ansprüche gegen die AEG-Telefunken GmbH 
verfolgt (Klageantrag zu 1) und Hilfsanträge zu 1) und 3) sowie 
zu 2) in bezug auf die Beklagte zu 1). Gleichzeitig hat der Senat 
das abgetrennte Verfahren zuständigkeitshalber an den Zweiten 
Senat abgegeben.

E n  t s c h e  i d u n g s -  g r ü n d e  :

Die Revision ist nicht begründet. Die Beklagte zu 2) hat 
nicht den Betrieb oder einen Betriebsteil von der Beklagten zu 1) 
übernommen.

1.1. Das Landesarbeitsgericht hat angenommen, die Beklagte zu 2)
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habe weder ihr Betriebsgrundstück noch sonstige wesentliche Be­
triebsmittel durch Rechtsgeschäft von der Beklagten zu 1) über­
nommen. Eine Betriebsidentität zwischen den beiden Firmen scheide 
schon deshalb aus, weil sie völlig verschiedene Produkte her­
stellten. Die Planung und Entwicklung und die Fertigungsein­
richtungen der von der Beklagten zu 2) hergestellten Videorecor­
der stammten ausschließlich von deren japanischem Gesellschafter. 
Unerheblich sei, ob die AEG-Telefunken GmbH früher entsprechende 
Pröduktionspläne verfolgt habe und aus welchen Gründen diese 
nicht ausgeführt worden seien. Betriebsidentität könne auch nicht 
angenommen werden, weil die Beklagte zu 1) die Planung des neuen 
Fertigungsgegenstandes, des Produktionsablaufes, des Fertigungs­
geländes, der rechtlichen Abwicklung ihres eigenen Betriebes so­
wie der Neugründung der Beklagten zu 2) und der Übernahme des 
Personals durchgeführt hat. Schließlich sei die allgemeine Be­
hauptung der Klägerin, die Beklagte zu 2) habe von der Beklagten 
zu 1) alles übernommen, was sie für ihren neuen Betriebszweck 
habe gebrauchen können, zu unbestimmt. Die Vernehmung der von der 
Klägerin hierzu benannten Zeugen käme angesichts des ins einzelne 
gehenden Vortrags beider Beklagten einem unzulässigen Ausfor­
schungsbeweis gleich.

Darüber hinaus spreche gegen einen Betriebsübergang, daß der 
Betrieb der Beklagten zu 1) nach Entlassung der gesamten Beleg­
schaft tatsächlich stillgelegt worden sei. In einem solchen Fall 
finde jedenfalls in der Regel die Vorschrift des § 613 a BGB 
keine Anwendung.
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2. Demgegenüber meint die Revision unter Berufung auf ein Ur­
teil der 8. Kammer des Landesarbeitsgerichts Berlin, vom 
12. Juli 1983 - 8 Sa 18/83 - EzA § 613 a BGB Nr. 35 in einem 
Parallelrechtsstreit, das Landesarbeitsgericht habe zu-Unrecht 
allein darauf abgestellt, ob sächliche oder immaterielle Be­
triebsmittel der Beklagten zu 1) auf die Beklagte zu 2) über­
gegangen seien. Für die Anwendung des § 613 a BGB genüge es 
vielmehr, wenn eine Funktionsnachfolge - ohne Übergang sächlicher 
Betriebsmittel - stattfinde, weil und soweit die Funktion typi­
scherweise die Grundlage zur Erbringung von Arbeitsleistungen 
darstelle und im Zusammenhang mit einer Funktionsgemeinschaft 
einen ökonomisch verwertbaren, rechtsgeschäftlicher Veräußerung 
zugänglichen Gesamtkomplex bilde. Dabei will die Revision unter 
Funktionsgemeinschäft die für eine bestimmte Funktion durch 
Schulung spezifisch qualifizierte Belegschaft verstanden wissen. 
Diese Funktionsnachfolge zwischen der AEG-Telefunken GmbH und der 
Beklagten zu 2) sei auch durch Rechtsgeschäft geschehen, nämlich 
durch den Gesellschaftsvertrag vom 7. Juli 1981, mit dem die 
damalige Telefunken-Video GmbH, die jetzige Beklagte zu 2), ge­
gründet worden sei.

Darüber hinaus rügt die Revision, das Landesarbeitsgericht 
habe die von der Klägerin für ihre Behauptung, der Betrieb der 
Beklagten zu 1) sei auf die Beklagte zu 2) übergegangen, an­
getretenen Beweise zu Unrecht nicht erhoben. Gerade vom Rechts­
standpunkt des Landesarbeitsgerichts ausgehend hätte es insbe­
sondere Beweis darüber erheben müssen, ob die Beklagte zu 2) 
mehrere Maschinen für den Werkstattbereich und die gesamte Büro-
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ausstattung von der Beklagten zu 1) übernommen hat, ob die Be­
klagte zu 2) Auftragsproduktionen der AEG-Telefunken GmbH nach 
dem Stillegungstermin abgewickelt habe und ob die Beklagte zu 2) 
in Lieferverträge der Beklagten zu 1) eingetreten sei.

II. Die Ausführungen des Landesarbeitsgerichts halten einer 
rechtlichen Nachprüfung stand.

1. Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts 
(vgl. BAG 35, 104, 106 = AP Nr. 24 zu § 613 a BGB; BAG Urteil 
vom 27. September 1984 - 2 AZR 309/83 zur Veröffentlichung in 
der Fachpresse und der Amtlichen Sammlung des Gerichts bestimmt, 
zu B II 2 b der Gründe) gehören zu einem Betrieb im Sinne von 
§613 a Abs. 1 BGB nur die sächlichen und immateriellen Be­
triebsmittel, nicht auch die Arbeitnehmer (vgl. BAG Urteil vom 
22. Mai 1979 - 1 AZR 46/76 -, DB 1979, 1751, 1752, zu 1 b) aa) 
a. E.). Der Übergang der Arbeitsverhältnisse ist Rechtsfolge, 
nicht Tatbestandsvoraussetzung (BAG, aaO, m. w. N.). Die säch­
lichen und immateriellen Betriebsmittel machen einen Betrieb dann 
aus, wenn der neue Inhaber mit ihnen und mit Hilfe der Arbeit­
nehmer bestimmte arbeitstechnische Zwecke verfolgen kann. Dabei 
ist es allerdings nicht erforderlich, daß alle Wirtschaftsgüter, 
die bisher zu dem Betrieb des alten Inhabers gehörten, auf den 
neuen Betriebsinhaber übergehen. Unwesentliche Bestandteile des 
Betriebsvermögens bleiben außer Betracht. Die Veräußerung ein­
zelner beweglicher Anlagegüter oder allein des Betriebsgrund­
stückes, ohne Maschinen und Einrichtungsgegenstände, kann für den 
Bestand und die Weiterführung des Betriebes ohne jede Bedeutung
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sein. Entscheidend ist, ob die Veräußerung einzelner bzw. einer 
Summe von Wirtschaftsgütern vorliegt oder die des Betriebes. Das 
hängt entscheidend davon ab, ob der neue Inhaber mit den über­
nommenen Betriebsmitteln den Betrieb oder einen Betriebsteil im 
wesentlichen unverändert fortfuhren kann (vgl. BAG 27, 291, 295 
ff. = AP Nr. 2 zu § 613 a BGB, zu 1 a der Gründe; BAG Urteil 
vom 22. Februar 1978 - 5 AZR 800/76 - AP Nr. 11 zu § 613 a BGB, 
zu 3 a der Gründe). Die Trennung eines Teils vom ganzen Betrieb 
darf dessen Charakter nicht in der Weise ändern, daß es sich nur 
noch um Einzelgegenstände handelte (v. Hoyningen-Huene/ 
Windbichler, Der Übergang von Betriebsteilen nach § 613 a BGB in 
RdA 1977, 329 ff., 333). Einen Betriebsteil im Sinne von § 613 a 
BGB wird man nur darin annehmen können, wenn es sich dabei um eine 
Teileinheit, eine Teilorganisation handelt. Es muß sich also in 
der Regel um mehrere bzw. eine Vielfalt von Gegenständen han­
deln, die in ihrer Gesamtheit innerhalb des Betriebes eine be­
stimmte Teilaufgabe wahrnehmen und nicht nur untergeordnete 
Hilfsfunktionen ausüben (Fischer, Individualrechtliche Probleme 
beim Betriebsübergang nach § 613 a BGB, 1980 S. 38). Dabei kommt 
es nicht darauf an, zu welchen Zwecken der Erwerber den Betrieb 
oder Betriebsteil übernimmt, ob er insbesondere die gleichen ar­
beitstechnischen Ziele beibehalten oder andere, neuartige ver­
folgen will (BAG 27, 291, 297 = AP Nr. 2 zu § 613 a BGB, zu 1 b 
der Gründe; Posth, Arbeitsrechtliche Probleme beim Betriebsinha­
berwechsel (§ 613 a BGB), Köln 1978, S. 77 f-.), denn nach dem 
Sinn und Zweck des § 613 a BGB, die mit dem Betriebsteil verbun­
denen Arbeitsplätze zu schützen, ist es für die betroffenen Ar­
beitnehmer von untergeordneter Bedeutung, ob sie für den Erwerber
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die gleichen oder andere Produkte hersteilen.

2. Nach dem unstreitigen Vortrag der Parteien und den Fest­
stellungen des Landesarbeitsgerichts hat die Beklagte zu 2) ei­
nige Werkstattmaschinen und BUromöbel von der Beklagten zu 1) 
übernommen. Im übrigen stellt die Beklagte zu 2) ein völlig an­
deres Produkt als die Beklagte zu 1) her, wobei sämtliche Ar­
beitsunterlagen, die Fertigungseinrichtungen und der überwiegende 
Teil der vorgefertigten Teile aus Japan stammen.

Bei diesem Sachverhalt hat das Landesarbeitsgericht aber 
zutreffend den Übergang eines Betriebes oder eines Betriebsteiles 
von der Beklagten zu 1) auf die Beklagte zu 2) verneint.

Bei keiner der beiden Beklagten stellten die Werkstattma­
schinen oder die Büroausstattung einen Betriebsteil im vorge­
nannten Sinne dar; sie üben in Produktionsbetrieben typisch nur 
Hilfsfunktionen aus. Zwar kann schon eine einzige Maschine oder 
Anlage oder die Ausstattung eines einzigen Büros das wesentliche 
Substrat des Betriebes oder Betriebsteils ausmachen, doch sind 
die von diesen Gegenständen zu erfüllenden Aufgaben stets be­
triebsspezifisch zu sehen, d. h. die Entscheidung, ob sie einen 
Betrieb oder Betriebsteil darstellen, ist von der Größe und Or­
ganisationsdichte des jeweiligen Betriebes abhängig (Fischer, 
aaO, S. 40). Bei einem Produktionsbetrieb der hier gegebenen 
Größe für technisch hochentwickelte Geräte, die nach einem be­
stimmten Verfahren und "know-how" produziert werden, sind aber 
die Maschinen für die Hauswerkstatt und die BUromöbel von absolut

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-14-

untergeordneter Bedeutung. Einer Beweisaufnahme darüber, ob nur 
einzelne Büromöbel oder - wie die Klägerin behauptet hat - die 
gesamte Büroausstattung von der Beklagten zu 2) erworben wurde, 
bedurfte es deshalb schon aus diesem Grunde nicht. Mit den von 
der Beklagten zu 1) übernommenen Betriebseinrichtungen war die 
Beklagte zu 2), selbst wenn man den von der Klägerin behaupteten’ 
Umfang unterstellt, nicht in der Lage, irgend etwas zu produzie­
ren, seien es nun, wie zuvor die Beklagte zu 1), Tongeräte, oder 
die neuen Videogeräte.

3. Auch die sonstigen, von der Klägerin angeführten Umstände 
hat das Landesarbeitsgericht zu Recht nicht als ausreichend an-- 
gesehen, um aus ihnen einen Betriebsübergang im Sinne von § 613 a 
Abs. 1 Satz 1 BGB entnehmen zu können.

a) Soweit die Klägerin sich darauf berufen hat, die Beklagte zu 
2) sei in Lieferverträge der Beklagten zu 1) eingetreten, hat die 
Klägerin hierzu selbst nur behauptet, daß es sich dabei um die 
Abwicklung von Auftragsproduktionen gehandelt habe, die die 
AEG-Telefunken GmbH zur Beschäftigung der noch vorhandenen Ar­
beitnehmer bis zur endgültigen Stillegung ihrer Tongeräteproduk­
tion übernommen hatte. Damit waren sie aber weder für den Be­
triebszweck der Beklagten zu 1) noch für den der Beklagten zu 2) 
ein wesentlicher Betriebsbestandteil.

b) Ein Betriebsübergang von der Beklagten zu 1) auf die Be­
klagte zu 2) liegt auch nicht deshalb vor, weil es sich bei dem 
Eigentümer der an die Beklagte zu 2) im H vermieteten
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Produktionsräume um ein Unternehmen aus dem AEG-Telefunken-Kon- 
zern handelt. Zwar kann ein Betriebsübergang im Sinne von § 613 a 
BGB auch vorliegen, wenn der Erwerber die Verfügungsbefugnis über 
einen Betrieb durch ein Bündel von verschiedenen Rechtsgeschäften 
Uber einzelne wesentliche Betriebsmittel mit verschiedenen Drit­
ten erhält. Dies schon deshalb, weil in der heutigen Wirt- 
schaftspraxis häufig ein Betrieb auf betriebsfremden Grundstücken 
und mit Maschinen betrieben wird, an denen wieder andere Eigen­
tumsrechte bestehen (vgl. hierzu BAG 39, 208, 213 = AP Nr. 31 
zu § 613 a BGB, zu 1 b der Gründe und BAG Urteil vom 22. Mai 
1985 - 5 AZR 173/84 - das Urteil ist zur Veröffentlichung vorge­
sehen). Die verschiedenen Rechtsgeschäfte müssen jedoch insgesamt 
auf den Übergang eines funktionsfähigen Betriebes oder Betriebs­
teils ausgerichtet sein. Hier hat jedoch die Beklagte zu 1) auf 
dem von der Beklagten zu 2) für ihre Produktion genutzten Grund­
stück zuvor keinen Betrieb oder Betriebsteil unterhalten. Darüber 
hinaus waren die Arbeitsplätze der betroffenen Arbeitnehmer nicht 
an das Betriebsgrundstück gebunden, sondern an die Produktions­
maschinen und Einrichtungsgegenstände. In diesem Fall ist aber 
das Betriebsgrundstück ein Unwesentlicher Bestandteil des Be­
triebsvermögens, so daß es nicht darauf ankommt, von wem die Be­
klagte zu 2) das Betriebsgrundstück übernommen hat.

c) Entgegen der Auffassung der Revision und der 8. Kammer des 
Landesarbeitsgerichts Berlin im Urteil vom 12. Juli 1983 - 8 Sa 
18/83 - EzA-zu § 613 a BGB Nr. 35 liegt ein Betriebsübergang von 
der Beklagten zu 1) auf die Beklagte zu 2) auch nicht deshalb 
vor, weil es zu einer "Funktionsübertragung" zwischen beiden Be-
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klagten gekommen sei.

aa) Die 8. Kammer des Landesarbeitsgerichts Berlin hat einen 
Betriebsübergang im Sinne von § 613 a BGB angenommen, wenn keine 
sächlichen Betriebsmittel übertragen werden, sondern nur Funk­
tionen, sofern sie ökonomisch verwertbar und denkbarer Gegenstand 
rechtsgeschäftlicher Veräußerung sind und der Übernehmer dadurch 
objektiv in die Lage versetzt wird, den Betrieb oder Betriebsteil 
mit den übernommenen Mitteln fortzusetzen. Sieht man als eine 
solche von der Beklagten zu 2) übernommene Funktion die Planung 
einer Videorecorderproduktion durch die Beklagte zu 1) an, die 
von der Beklagten zu 2) ausgeführt wird, so läge darin jedenfalls 
schon nicht die Übernahme eines Betriebsteiles, dem das Arbeits­
verhältnis der Klägerin äls Montiererin in der Tongeräteproduk­
tionzugeordnet wäre. Der Übergang dieser Funktion könnte allen­
falls zu einem Übergang derjenigen Arbeitnehmer auf die Beklagte 
zu 2) führen, die mit den speziellen Planungsarbeiten befaßt 
waren, da regelmäßig nach der Funktion des jeweiligen Arbeits­
platzes, insbesondere danach zu entscheiden ist, für welchen Be­
trieb oder Betriebsteil der Arbeitnehmer vor dem Übergang über­
wiegend tätig war (BAG 39, 208 = AP Nr. 31 zu § 613 a BGB).

bb) Die 8. Kammer des Landesarbeitsgerichts Berlin hat in dem 
zu der vorliegenden Sache parallelen Rechtsstreit weiter ange­
nommen, die Beklagte zu 1) habe anstelle einer ursprünglich für 
den eigenen Betrieb in der Sch Straße geplanten Betriebsän­
derung, nämlich Einstellung der bisherigen Produktion von Tonge­
räten und Aufbau einer Fertigung von Videorecordern, diesen Vor-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-17-

gang aufgespalten in einerseits die Beendigung der Fertigung im 
eigenen Betrieb und andererseits die Zuweisung der geplanten 
Fertigung an die Beklagte zu 2); dabei habe sie zugleich eine 
gezielt auf den geringeren Bedarf der neuen Fertigung verklei­
nerte und geschulte Belegschaft geschaffen. Diese neue, zahlen­
mäßig auf die neue Produktion bemessene und fachlich geschulte 
Belegschaft stelle bereits für sich genommen einen wirtschaftli­
chen Faktor dar. In Verbindung mit der Zuweisung der Funktions­
nachfolge in sächlicher Hinsicht, an die die Arbeitsplätze ge­
bunden seien, stelle diese Belegschaft einen aus dem Gesamtbe­
trieb herauslösbaren Funktionszusammenhang von eigener wirt­
schaftlicher Bedeutung dar. Er sei damit als durch Rechtsgeschäft 
übertragbarer Betriebsteil im Sinne von § 613 a BGB anzusehen. 
Dieser Betriebsteil sei auch durch ein Rechtsgeschäft, nämlich 
den Gesellschaftsvertrag vom 7. Juli 1981, übertragen worden, mit 
dem die Telefunken-Video GmbH gegründet wurde, wobei die Zuwei­
sung der Funktionsnachfolge das Äquivalent zur Sacheinlage gewe­
sen sei'.

Dem kann nicht gefolgt werden. Auch eine auf eine neue Fer­
tigung personell zahlenmäßig bemessene und fachlich geschulte 
Belegschaft kann nicht als durch Rechtsgeschäft übertragbarer 
Betriebsteil im Sinne von § 613 a BGB angesehen werden. Unter 
Belegschaft eines Betriebes oder Betriebsteils wird die Zusam­
menfassung der betreffenden Arbeitnehmer eines Betriebes oder 
Betriebsteils verstanden, also deren Summe. Diese gehören jedoch, 
wie bereits ausgeführt, nicht zum.Betrieb oder Betriebsteil im 
Sinne von § 613 a BGB. Der Übergang der ArbeitsVerhältnisse ist
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Rechtsfolge, nicht Tatbestandsvoraussetzung eines Betriebsüber- 
gangs. Deshalb kann nicht aus der Übernahme von Arbeitsverhält­
nissen auf einen Betriebsübergang zurückgeschlossen werden. Die 
Belegschaft kann deshalb auch kein Betriebsteil im Sinne von 
§ 613 a BGB sein (Fischer, aaO, S. 26). Gegen die Auffassung der 
8. Kammer des Landesarbeitsgerichts Berlin spricht ferner, daß 
§ 613 a BGB den rechtsgeschäftlichen Ü b e r g a n g  eines 
Betriebes oder Betriebsteils auf einen Erwerber voraussetzt und 
damit auch, daß die übergehenden Arbeitsplätze im Zeitpunkt des 
Übergangs ihre Identität behalten. Wird dagegen lediglich eine 
Funktion verlagert, die mit dem Aufbau eines neuen Betriebes mit 
neuen Arbeitsstellen an einem anderen Ort verbunden ist bei 
gleichzeitiger Stillegung eines anderen Betriebes, sind diese 
Voraussetzungen aber gerade nicht gegeben. Der Betrieb geht näm­
lich in einem solchen Fall nicht in seiner organisatorischen 
Einheit von Betriebsmitteln auf den Erwerber über, sondern er 
wird aufgelöst. Lediglich die von dem stillgelegten Betrieb aus- 
geübte Funktion bleibt insofern erhalten, als diese nunmehr von 
dem neuen Betrieb übernommen wird. Der Zweite Senat des Bundes­
arbeitsgerichts hat es deshalb auch in dem Fall des Übergangs 
einer Funktion von einem Konzernbetrieb auf einen anderen Kon­
zernbetrieb abgelehnt, § 613a BGB auch nur entsprechend, anzu­
wenden (BAG 41, 72, 89 = AP Nr. 1 zu § 1 KSchG 1969 Konzern, zu 
B II 3 c der Gründe). Er hat dies damit begründet, Sinn des 
§ 613 a BGB sei allein, die Arbeitsplätze bei einem Inhaberwech­
sel des Betriebes zu erhalten, nicht aber im Falle einer Be­
triebsstillegung einen Übergang der Arbeitsverhältnisse auf den 
Betrieb zu bewirken, der den gesamten oder einen Teil des Aufga-
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benbereichs des stillgelegten Betriebes übernimmt. Dem schließt 
sich der erkennende Senat an. Die Beklagte zu 2) hat nach dem 
Vortrag der Klägerin von der Beklagten zu 1) allenfalls eine 
Funktion übernommen, die sich zudem bei dieser erst in der Pla­
nung befand. Das kann nicht als Betriebsübergang im Sinne von 
§ 613 a BGB angesehen werden.

Schließlich widerspricht die Bewertung der Belegschaft als 
durch Rechtsgeschäft übertragbarer Betriebsteil auch dem all­
gemeinen Grundsatz des Arbeitsvertragsrechts, daß dem Arbeitneh­
mer gegen seinen Willen kein anderer Arbeitgeber aufgezwungen 
werden kann. Dem würde es widersprechen, wenn die Belegschaft 
oder Teile der Belegschaft Gegenstand eines Rechtsgeschäfts sein 
könnten, wie es § 613 a Abs. 1 BGB für sein Eingreifen voraus- 
set zt.

4. Die Beklagte zu 2) hat nach alledem weder einen Betrieb noch 
einen Betriebsteil von der Beklagten zu 1) übernommen. Demnach 
besteht zwischen den Parteien auch kein Arbeitsverhältnis.

Dr. Thomas Michels-Holl Schneider
Dr. Florack Arntzen
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